
  
 

Ö f f e n t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g  
 
 

Sitzung des Rates der Stadt Alfeld (Leine) 
am Dienstag, den 23.04.2019 um 18:00 Uhr 

im Großen Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Alfeld (Leine) 
 
 
 

T a g e s o r d n u n g  

 
 1.  Eröffnung der Sitzung; Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der 

Beschlussfähigkeit des Rates der Stadt Alfeld (Leine) sowie der Tagesordnung 
 

   

 
 2.  Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Rates der Stadt Alfeld (Leine) 

am 21.02.2019 
 

   

 
 3.  Bericht des Bürgermeisters über wichtige Beschlüsse des 

Verwaltungsausschusses und wichtige Angelegenheiten der Stadt 
 

   

 
 4.  Aussprache zum Bericht des Bürgermeisters  
   

 
 5.  Sitzverlust der Ratsfrau Gerlinde Schwarze 

Vorlage: 241/XVIII 
 

   

 
 6.  Sitzverlust der Ratsfrau Cigdem Kiral-Letzel 

Vorlage: 246/XVIII 
 

   

 
 7.  Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsherren Marco Gravili und Jörg Sachs  
   

 
 8.  Umbesetzung der Ausschüsse 

Vorlage: 242/XVIII 
 

   

 
 9.  Abschluss einer Vereinbarung zur Wahrnehmung der Aufgaben der 

Kinderbetreuung (KITA-Vertrag) 
Vorlage: 236/XVIII 

 

   

 
 10.  Überplanmäßige Auszahlung für das Haushaltsjahr 2018 

Vorlage: 239/XVIII 
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 11.  Übernahme einer Bürgschaft durch die Stadt Alfeld (Leine) für die Wasserwerk 
Alfeld GmbH im Zusammenhang mit der Finanzierung der Investitionen im 
Wirtschaftsjahr 2019 
Vorlage: 240/XVIII 

 

   

 
 12.  Mitteilungen der Verwaltung  
   

 
 13.  Anfragen  
   

 
 
 
 

Rat
 d

er
 S

ta
dt A

lfe
ld

(L
ein

e)
 23

.04
.20

19



Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

                Alfeld (Leine), 29.03.2019 

Amt: Amt für Kommunalverfassung   
AZ: 10.2 
 

Vorlage Nr. 241/XVIII 
 

Beschlussvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Verwaltungsausschuss  23.04.2019  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  23.04.2019  

  

 
Sitzverlust der Ratsfrau Gerlinde Schwarze 
 
Frau Schwarze hat schriftlich mitgeteilt, dass sie ihr Ratsmandat aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr ausüben kann. 
 
Durch diese schriftliche Verzichtserklärung endet die Mitgliedschaft im Rat der Stadt Alfeld 
(Leine). 
 
Nach § 52 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der 
Rat zu Beginn seiner Sitzung festzustellen, ob die Voraussetzung nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 
NKomVG (schriftliche Verzichtserklärung) für den Sitzverlust vorliegt.  
 
Der Betroffenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Auf dieses Recht wurde Frau 
Schwarze hingewiesen.  
 
Der Sitzverlust tritt mit der Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Alfeld (Leine) ein.  
 
 
Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt Alfeld (Leine): 
 
„Durch die schriftliche Verzichtserklärung endet die Mitgliedschaft von Frau Gerlinde Schwarze 
im Rat der Stadt Alfeld (Leine). Gemäß § 52 Abs. 2 NKomVG wird festgestellt, dass die 
Voraussetzung nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG für den Sitzverlust vorliegt.“ 
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Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

                Alfeld (Leine), 09.04.2019 

Amt: Amt für Kommunalverfassung   
AZ: 10.2 
 

Vorlage Nr. 246/XVIII 
 

Beschlussvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Verwaltungsausschuss  23.04.2019  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  23.04.2019  

  

Sitzverlust der Ratsfrau Cigdem Kiral-Letzel 
 
Frau Kiral-Letzel hat schriftlich mitgeteilt, dass sie ihr Ratsmandat aus gesundheitlichen 
Gründen nicht mehr ausüben kann. 
 
Durch diese schriftliche Verzichtserklärung endet die Mitgliedschaft im Rat der Stadt Alfeld 
(Leine). 
 
Nach § 52 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der 
Rat zu Beginn seiner Sitzung festzustellen, ob die Voraussetzung nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 
NKomVG (schriftliche Verzichtserklärung) für den Sitzverlust vorliegt.  
 
Der Betroffenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Auf dieses Recht wurde Frau 
Kiral-Letzel hingewiesen.  
 
Der Sitzverlust tritt mit der Beschlussfassung durch den Rat ein.  
  
 
Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt Alfeld (Leine): 
 
„Durch die schriftliche Verzichtserklärung endet die Mitgliedschaft von Frau Cigdem Kiral-Letzel 
im Rat der Stadt Alfeld (Leine). Gemäß § 52 Abs. 2 NKomVG wird festgestellt, dass die 
Voraussetzung nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG für den Sitzverlust vorliegt.“ 
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Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

                Alfeld (Leine), 09.04.2019 

Amt: Amt für Kommunalverfassung   
AZ: 10.2 
 

Vorlage Nr. 242/XVIII 
 

Beschlussvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Verwaltungsausschuss  23.04.2019  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  23.04.2019  

  

Umbesetzung der Ausschüsse 
 
Durch die Sitzverluste der Ratsfrauen Gerlinde Schwarze und Cigdem Kiral-Letzel (Mitglieder 
der Gruppe der SPD-GRÜNE) sind Umbesetzungen in mehreren Fachausschüssen erforderlich 
geworden. 
 
Frau Schwarze war Mitglied im Schul- und Stadtentwicklungs- und Umweltschutzausschuss und 
Vertreterin im Jugend- und Sozial- und Kultur-, Tourismus- und Weltkulturerbeausschuss. 
 
Frau Kiral-Letzel war Mitglied im Jugend- und Sozial- und Schulausschuss und Vertreterin im 
Sportausschuss. 
 
Die Gruppe SPD-GRÜNE hat die Umbesetzungen innerhalb ihrer Gruppe schriftlich mitgeteilt. 
 
Gemäß § 71 Abs. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) stellt 
der Rat die Ausschussbesetzungen durch Beschluss fest.  
 
 
Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt Alfeld (Leine): 
 
„Folgenden Ausschüssen gehören an: 
 
Feuerschutz- und Ordnungsausschuss 

 Herr Patrick Gensicke als Mitglied (für Herrn Reinmund Piepho) 

 Herr Jörg Sachs als Vertreter (für Herrn Patrick Gensicke) 
 

Finanzausschuss 

 Herr Marco Gravili als Mitglied (für Herrn Patrick Gensicke) 
 

Jugend- und Sozialausschuss 

 Herr Reinmund Piepho als Mitglied (für Frau Kiral-Letzel) 

 Herr Marco Gravili als Vertreter (für Frau Gerlinde Schwarze) 
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Kultur-, Tourismus- und Weltkulturerbeausschuss 

 Herr Marco Gravili als Vertreter (für Frau Gerlinde Schwarze) 
 
Schulausschuss 

 Herr Marco Gravili als Mitglied (für Frau Gerlinde Schwarze) 

 Herr Jörg Sachs als Mitglied (für Frau Kiral-Letzel) 
 

Sportausschuss 

 Herr Jörg Sachs als Vertreter (für Frau Kiral-Letzel) 
 

Stadtentwicklungs- und Umweltschutzausschuss 

 Herr Jörg Sachs als Mitglied (für Frau Gerlinde Schwarze)“ 
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Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

         Alfeld (Leine), 08.03.2019 

Amt: Bürgermeister   
AZ: BGM 
 

Vorlage Nr. 236/XVIII 
 

Beschlussvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Jugend- und Sozialausschuss  11.04.2019  

 Finanzausschuss  11.04.2019  

 Verwaltungsausschuss  23.04.2019  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  23.04.2019  

  

Abschluss einer Vereinbarung zur Wahrnehmung der Aufgaben der Kinderbetreuung 
(KITA-Vertrag) 
 
Die bisher gültige Vereinbarung zur Wahrnehmung der Aufgaben der Kinderbetreuung (KITA-

Vertrag) ist zum 31.12.2017 ausgelaufen. Da zu diesem Zeitpunkt noch nicht über die 

Neufassung eines Vertrages entschieden war, wurde für das Jahr 2018 mit dem Landkreis 

Hildesheim eine Übergangsregelung in Form einer Vereinbarung geschlossen.  

 

Wie mehrfach berichtet, hat der Kreistag des Landkreises Hildesheim in seiner Sitzung am 

06.12.2018 den Text einer Folge-Vereinbarung beschlossen und Einvernehmen den Städten, 

Gemeinden und der Samtgemeinde angeboten. Die textliche Festsetzung ist als Anlage I dieser 

Beschlussvorlage beigefügt.  

 

Wie auch mehrfach berichtet, gab es zu dem Vertragstext noch einzelne Fragestellungen, die 

einer Erläuterung bzw. Klarstellung bedurften. Dieses Erläuterungspapier, das als feststehende 

rechtlich verbindliche Aussage des Landrates des Landkreises Hildesheim anzusehen ist, ist als 

Anlage II dieser Beschlussvorlage beigefügt. Aus Sicht der Verwaltung sind mit diesem 

Erläuterungspapier die Fragestellungen, die sich ggf. zum Nachteil für die Städte und 

Gemeinden und die Samtgemeinde hätten auswirken können, als für uns positiv geklärt 

anzusehen.  

 

Aus der Sicht der Verwaltung sollte die vorliegende Vereinbarung mit den erläuternden 

Papieren (Anlage I und II) in der vorliegenden Fassung beschlossen werden.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 9 Abs. 4 des Vertrages, insbesondere über 

die Bezuschussung von Investitionen, noch zu verhandeln ist. Insofern wird angemerkt, dass für 

die Stadt Alfeld (Leine) die zweite anstehende Verhandlungsrunde, gerade im Hinblick auf die 

Bezuschussung von Investitionen, schwerwiegend ist. Sollte es hierbei mit dem Landkreis 

Hildesheim keine Einigung geben, so sieht der Vertrag ein außerordentliches Kündigungsrecht 

vor, das rückwirkend zum 01.01.2019 seine Wirkung entfalten würde.  
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[ 2 ] 

 
 
Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt Alfeld (Leine): 
 

„Der Bürgermeister wird beauftragt, die als Anlage beigefügte Vereinbarung zur Wahrnehmung 

der Aufgaben der Kinderbetreuung (KITA-Vertrag) in der vorliegenden Fassung, einschließlich 

der ebenfalls beigefügten Erläuterungen hierzu, mit dem Landkreis Hildesheim abzuschließen.“ 

 
 
 
 
Anlagen: 
 
- KITA-Vertrag 2019 ff 
- Erläuterungspapier zum KITA-Vertrag 
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Landkreis Hildesheim  Hildesheim, 27.02.2019 

Der Landrat 

__________________________________________________________________________________ 

 

Abschließende Fassung auf Basis der Gesprächsergebnisse vom 27.02.2019 

 

Verbindliche Erläuterungen zur Auslegung des Vertragstextes des 

sogenannten  „Kita-Vertrag 2019 ff.“ - Kurzfassung (nur Zusammenfassungen) 

 

1. Zusammenfassung zu § 2 Abs. 1 Buchstabe c): 

Die Regelung wird so verstanden, dass im Interesse der Gemeinden für 

Einzelfälle eine weitere Flexibilisierung ermöglicht werden soll; sie ist kein Ersatz 

für Betreuung oder Förderung in einer Tageseinrichtung oder der Tagespflege. 

Für die genannte Förderung ist zudem die Zustimmung des Landkreises 

erforderlich und es ist Sache der Gemeinden, ob sie überhaupt relevante Fälle 

haben und eine Förderung vom Landkreis haben möchten. 

Ferner ist geklärt, dass ein bestehender Rechtsanspruch grundsätzlich nur durch 

Zurverfügungstellung eines Platzes in einer Tageseinrichtung oder der 

Tagespflege erfüllt werden kann. Nur wenn dies nicht möglich oder 

unverhältnismäßig seien sollte, kann der ergänzende Einsatz einer Au Pair- 

Person zeitlich sehr eng begrenzt möglich sein. 

 

2. Zusammenfassung zu § 2 Abs. 2: 

Die Regelung wird so verstanden, dass von dem Grundsatz der Nichterhebung 

die Gemeinde ohne Genehmigung oder Zustimmung abweichen können, soweit 

hierdurch die Förderung durch Dritte , insbesondere durch Bund und Land 

Niedersachsen, nicht beeinträchtigt wird. Die Gemeinden tragen dafür Sorge, 

dass in ihrem Gebiet beauftragte freie Träger entsprechend durch sie gebunden 

werden. Beiträge für Essensgeld sowie für Randzeitenbetreuung über insgesamt 

8 Stunden hinaus können hiernach erhoben werden. 
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Landkreis Hildesheim  Hildesheim, 27.02.2019 

Der Landrat 

__________________________________________________________________________________ 

 

Abschließende Fassung auf Basis der Gesprächsergebnisse vom 27.02.2019 

 

 

3. Zusammenfassung zu § 2 Abs. 3: 

Die Regelung wird so verstanden, dass sie nur die objektiv-rechtliche Pflicht zur 

Förderung im Rahmen der Planungsverantwortung und Gewährleistungspflicht 

betrifft (insbesondere §§ 79, 80 SGB VIII und § 22 Abs. 2 SGB VIII: 

„Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen 1. die Entwicklung 

des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit fördern…“). 

Ein einklagbarer Rechtsanspruch auf Betreuung ist daraus nicht abzuleiten. 

Ansprüche auf Betreuung und Förderung regelt § 5 Abs. 4.  

 

4. Zusammenfassung zu § 3 Abs. 2: 

Die Regelung wird so verstanden, dass sich die Unterstützung des Landkreises 

bei der Gewinnung von Kindertagespflegepersonen sowie Vertretungskräften 

nicht nur auf eine rein organisatorische oder finanzielle beschränkt, sondern in 

ein kooperatives Miteinander münden soll. 

 

5. Zusammenfassung zu § 5 Abs.1: 

Die Regelung wird im Hinblick auf die Regelung des § 5 Abs. 3 dieser 

Vereinbarung so verstanden, dass die Bedarfsplanung in Abstimmung mit der 

Gemeinde erfolgt. Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Planung,  auch im 

administrativen Sinne, soll zwischen Landkreis und den Städten, Gemeinden und 

der Samtgemeinde ein noch abzustimmendes Verfahren angewandt werden. 
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Landkreis Hildesheim  Hildesheim, 27.02.2019 

Der Landrat 

__________________________________________________________________________________ 

 

Abschließende Fassung auf Basis der Gesprächsergebnisse vom 27.02.2019 

 

6. Zusammenfassung zu § 5 Abs. 2: 

Die Regelung wird so verstanden, dass der Landkreis Hildesheim stets allein und 

vollständig schadensersatzpflichtig ist. 

 

7. Zusammenfassung zu § 5 Abs. 5: 

Die Regelung wird so verstanden, dass Einzelheiten zwischen Kreisverwaltung 

und Gemeinden abzustimmen sind. 

 

8. Zusammenfassung zu § 6 Abs. 2: 

Die Regelung bezieht sich auf die bisher im Gesetz konkret angekündigten 

prozentualen Anhebungen der Zuschüsse zu den Personalausgaben. Sie wird so 

verstanden, dass bei den hier aufgeführten Zuweisungen des Landkreises die 

vom Land Niedersachsen verbindlich geregelten Erhöhungen der Finanzhilfe zu 

den Personalkosten berücksichtigt sind. 

 

9. Zusammenfassung zu § 6 Abs. 3: 

Die Regelung wird so verstanden, dass sie keine Ausschlussfrist darstellt, 

insbesondere, da die Gemeinde teilweise keinen oder nur geringen Einfluss auf 

den rechtzeitigen Zugang der Bescheide bei ihr hat. Es gilt daher auch der 

Grundsatz der Unverzüglichkeit. 

 

10. Zusammenfassung zu § 6 Abs. 7: 

Die Regelung wird so verstanden, dass diese Förderung unabhängig von der 

Förderung nach Abs. 8 erfolgt. 
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Landkreis Hildesheim  Hildesheim, 27.02.2019 

Der Landrat 

__________________________________________________________________________________ 

 

Abschließende Fassung auf Basis der Gesprächsergebnisse vom 27.02.2019 

 

 

11. Zusammenfassung zu § 6 Abs. 8: 

Die Regelung wird so verstanden, dass sie Tageseinrichtungen im Sinne des § 1 

KiTaG  anspricht und mit Dynamisierung eine Erhöhung gemeint ist. 

 

12. Zusammenfassung zu § 7 Abs. 1: 

Die Regelung wird so verstanden, dass sie sich auf das jeweilige Haushaltsjahr 

bezieht und für den Landkreis sein Bemessungsjahr das Haushaltsjahr 2018 ist. 

 

13. Zusammenfassung zu § 8 Abs. 4: 

Die Regelung wird so verstanden, dass es sich bei den Einnahmen um solche des 

Absatzes 2 handelt, die nicht dem Landkreis zufallen. Hiermit sind nicht die 

Elternbeiträge/Elternentgelte und/oder Essensentgelte o. ä. gemeint; insofern 

erzielte Elternentgelte verbleiben u.a. bei der Gemeinde oder der jeweiligen 

Tagesstätte. 

 

14. Zusammenfassung zu § 9 Abs. 4: 

Die Regelung wird so verstanden, dass es unbeschadet der gesetzlichen 

Aufgaben des Landkreises keine Regelungen geben soll, die die berechtigten 

Interessen der Gemeinden beeinträchtigen. 
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Landkreis Hildesheim  Hildesheim, 27.02.2019 

Der Landrat 

__________________________________________________________________________________ 

 

Abschließende Fassung auf Basis der Gesprächsergebnisse vom 27.02.2019 

 

 

15. Zusammenfassung zu § 9 Abs. 5: 

Die Regelung wird so verstanden, dass es bei der Verteilung eines etwaigen 

Überschusses keine Anrechnung auf Zahlungen aus dem Härtefallfond gibt. 

Gegenstand ist die Jahresrechnung 2019 und ein entsprechender Überschuss im 

Ergebnishaushalt des Landkreises. 

 

Hildesheim, den 27.02.2019 

 

 

Olaf Levonen 

Landrat 
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Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

         Alfeld (Leine), 19.03.2019 

Amt: Stadtkämmerei   
AZ: II.20 
 

Vorlage Nr. 239/XVIII 
 

Informationsvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Finanzausschuss  11.04.2019  

 Verwaltungsausschuss  23.04.2019  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  23.04.2019  

  

Überplanmäßige Auszahlung für das Haushaltsjahr 2018 
 

Für das Haushaltsjahr 2018 ist noch folgende überplanmäßige Auszahlung im Rahmen des § 
89 NKomVG mit einem Wert > 10.000,- € bewilligt worden, über die der Rat zu unterrichten ist. 

 
 
BUDGET 31 ERG 7 Berge Bad      27.000,-€ 
 
Nach Abschluss des Buchungszeitraumes 2018, insbesondere durch die Buchungen der 
Energierechnungen aus Dezember hat sich gezeigt, dass die Mittel im Budget nicht ausreichen. 
Außerdem sind im Rahmen weiterer Optimierungsmaßnahmen durch die PURENA Ende 2018 
nicht eingeplante Ing.-Leistungen i. H. v. ca. 16.000,- € angefallen. 
 
Die Finanzierung der überplanmäßigen Aufwendung ist gedeckt durch vorhandene Mittel in der 
allgemeinen Deckungsreserve. 
 
 
Der Rat der Stadt Alfeld (Leine) wird hiermit gem. § 89 NKomVG von der vorstehenden 
überplanmäßigen Aufwendung unterrichtet. 
 
 
 
 
 
 
.  
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Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

         Alfeld (Leine), 19.03.2019 

Amt: Stadtkämmerei   
AZ: II.1 
 

Vorlage Nr. 240/XVIII 
 

Beschlussvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Finanzausschuss  11.04.2019  

 Verwaltungsausschuss  23.04.2019  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  23.04.2019  

  

Übernahme einer Bürgschaft durch die Stadt Alfeld (Leine) für die Wasserwerk Alfeld 
GmbH im Zusammenhang mit der Finanzierung der Investitionen im Wirtschaftsjahr 2019 
 
Die Wasserwerk Alfeld GmbH beabsichtigt, zur Finanzierung der Investitionen im 
Wirtschaftsjahr 2019, ein Darlehen in Höhe von 800.000 € aufzunehmen. Der Aufsichtsrat hat 
den entsprechenden Wirtschaftsplan in seiner Sitzung am 19.12.2018 beschlossen. 
 
Der genaue Zeitpunkt der Darlehnsaufnahme steht derzeit noch nicht fest. Zur Absicherung des 
Darlehens hat die Geschäftsführung beantragt, eine hundertprozentige selbstschuldnerische 
Bürgschaft der Stadt Alfeld (Leine) als Gesellschafterin anzubieten. Dieses geschieht auch vor 
dem Hintergrund, dass auf dem Kreditmarkt derzeit ohne eine solche Bürgschaft für 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung entweder gar keine Darlehen angeboten werden oder 
aber nur zu sehr ungünstigen Konditionen im Vergleich zu Kommunaldarlehen. 
 
Der Rat der Stadt Alfeld (Leine) wird gebeten, die entsprechende Ermächtigung zu erteilen. 
 
Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang darauf, dass Bürgschaftsverpflichtungen, die die 
Stadt Alfeld (Leine) in der Vergangenheit übernommen hat, regelmäßig in gleicher in Höhe der 
Tilgung dieser Darlehen entfallen. 
 
 
Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt Alfeld (Leine) 
„Der Rat der Stadt Alfeld (Leine) ermächtigt den Bürgermeister, modifizierte 
Ausfallbürgschaften in Höhe von bis zu 800.000 € gegenüber Kreditinstituten zugunsten 
der Wasserwerk Alfeld GmbH, Marktplatz 1, 31061 Alfeld (Leine), einzugehen und 
entsprechende Schuldanerkenntnisse zu unterzeichnen.“  
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